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I. Perſonalien. 


Seine Majeſtät der König haben Aller— Der Landrichter Sante in Elberfeld iſt 
gnädigſt geruht, zum Vorſitzenden, der Landrichter Dr. Boos 


den Regierungs- und Gewerberäten Richard daſelbſt zum ſtellvertretenden Vorſitzenden 
Rittershauſen in Erfurt, Friedrich des Schiedsgerichts für die Arbeiterverſiche— 
Hirſch in Magdeburg und Karl Hart rung im Eiſenbahndirektionsbezirk Elberfeld 
mann in Berlin den Charakter als ernannt worden. 
Geheimer Regierungsrat 
zu verleihen. 


II. Allgemeine Verwaltungsſachen. 


Betr. Verzeichnis der deutſchen Konſulate. 
Der Miniſter für Handel und Gewerbe. 


Berlin W. 66, den 8. Februar 1907. 

Vom Auswärtigen Amt iſt im Jamtar 1907 ein neues Verzeichnis der Kaiſerlich 
Deutſchen Konſulate herausgegeben worden. Ich laſſe den Handelsvertretungen je einen 
Abdruck oder mehrere Abdrücke zugehen und bemerke, daß weitere Abdrücke zum Preiſe von 
1,25 . für das Stück aus der Königlichen Hofbuchhandlung von E. S. Mittler & Sohn 
hierſelbſt (SW, 12, Kochſtr. 68.71) bezogen werden können. 


Im Auftrage. 


IIb 1074. von der Hagen. 


Au die Handelsvertretungen. 


—: . ne A a 
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III. Handels⸗Angelegenheiten. 


1. Schiffahrtsangelegenheiten. 
Betr. Befugnis zur Ausübung des Schiffergewerbes. 
Den Seeſteuermann Reinhold Julius Albert Schubert in Stettin iſt die ihm durch 
den Spruch des Seeamts zu Stettin am 28. Oktober 1905 entzogene Befugnis zur Aus— 
übung des Schiffergewerbes wieder eingeräumt worden. 


Betr. Minengefahr in deu oſtaſiatiſchen Gewäſſern. 


Der japaniſche Staatsanzeiger vom 21. Oktober v. Is. veröffentlicht eine Bekannt⸗ 
machung des Verkehrsminiſteriums, wonach Perſonen, die innerhalb der Küſtengewäſſer 
Japans treibende Seeminen auffinden, dieſe an der anftogenden Küſte landen oder in deren 
Nähe verankern und dann der nächſten Polizeibehörde überantworten, für jede Seemine 
eine Belohnung von 100 en erhalten ſollen. Die Verordnung enthält ferner genaue Ver— 
haltungsvorſchriften für die Behandlung treibender Seeminen. 

Dieſe Maßregel beweiſt aufs neue die noch fortbeſtehende große Minengefahr in den 
oſtaſiatiſchen Gewäſſern, die auch aus den folgenden neuen Meldungen über geſichtete 
Minen hervorgeht: 

Der Kapitän eines Dampfers hat beim Paſſieren des Leuchtturms auf der Scripleff 
Inſel, Korea, am 10. November v. Is. unter 132 Grad 4 Min. 30 Sek. öſtlicher Länge 
und 42 Grad 58 Min. nördlicher Breite zehn treibende Seeminen beobachtet. Fünf treibende 
Seeminen wurden am 24. November bei Omuro, Provinz Tango, Japau, geſichtet. Am 
26. November wurde im Regierungsbezirk Akita eine Mine ans Land gebracht. Von den 
mit Bergung der Mine beſchäftigten Dorfbewohnern wurden 2 getötet und mehrere ber- 
wundet. Am 27. November ſind vier treibende Minen unter 131 Grad 58 Minuten öſt⸗ 
licher Länge und 42 Grad 18 Min. 30 Sek. nördlicher Breite, und am 26. November 
ferner eine ruſſiſche treibende Mine an der Küſte von Oyamura, Fugeſhi⸗Diſtrikt, Noto 
Provinz, geſichtet. Anm 30. November wurde berichtet, daß etwa 3 Seemeilen vom Hafen 
Akadomari auf der Inſel Sado eine ſchwimmende Mine bemerkt worden ſei. Am 1. De⸗ 
zember v. Is, trieb eine ruſſiſche Mine bei Shimizu, Otauimura, im Suſu Diſtrikt, Re 
gierungsbezirk Iſhikawa an Land. An demſelben Tage bemerkten Fiſcher 8 Meilen von 
Koſhio, Haſhidatemura, Enuma⸗-Diſtrikt in demſelben Regierungsbezirk eine treibende Mine. 
Am 5. Dezember v. Is. wurde eine mechaniſche Mine ruſſiſcher Art bei Okazaki an der 
Küſte der Provinz Sado vorgefunden. 

Beim Auffinden von treibenden Seeminen ſind zur Vermeidung jeder Gefahr die 
nachſtehenden Verhaltungsvorſchriften zu beachten: 


1. Arten der treibenden Seeminen und Kennzeichen derſelben. 

a) Ruſſiſche Kontaktminen neuer Konſtruktion ſind von kugelförmiger Geſtalt. Ihr 
Durchmeſſer beträgt 776 mm, ihr Gewicht 180 kg. Aus der oberen Kugelhälfte ragen 
4 H Bleikappen heraus. Die Exploſion erfolgt, ſobald eine dieſer Bleikappen durch einen 
fremden Körper eingedrückt wird. 

b) Ruſſiſche Kontaktminen alter Konſtruktion haben gleiche Größe und gleiches Gewicht. 
Die Form ift ein halbkugelförmiger Kopf und ein koniſcher Körper. Am halbkugelförmigen 
Kopfe ſind vier oder fünf Bleikappen angebracht. 

e) Japaniſche Kontaktminen find kugelförmig und haben feine Bleikappen. Ihr 
Durchmeſſer beträgt 727 mm, ſie ſind demnach etwas kleiner als die ruſſiſchen Minen. 
Sie explodieren, wenn ſie an irgend einer Stelle der Oberfläche einen Stoß erhalten. 

d) Ruſſiſche elektriſche Beobachtungsminen. Die Form dieſer Minen iſt dieſelbe wie 
der unter b) beſchriebenen, nur daß ſie etwas größer ſind und keine Bleikappen haben. 
Unter den treibenden Seeminen dürfte ſich dieſe Art nicht häufig finden. 


2. Anleitung zur Unterſcheidung der verſchiedenen Arten von Seeminen. 
Die ruſſiſchen Koutaktminen ſowohl neuer als auch alter Konſtruktion ſind leicht an 
den vier oder fünf Bleikappen, mit denen ſie verſehen ſind, zu erkennen. Wenn jedoch 
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diefe Bleikappen ſämtlich abgebrochen oder verloren gegangen find, fo ſehen die ruſſiſchen 
Kontaktminen neuer Konſtruktion den japaniſchen Kontaktminen täuſchend ähnlich und ſind 
ſehr ſchwer von ihnen zu unterſcheiden. Da es nun die ſchwerſten Folgen nach ſich ziehen 
kann, wenn man eine japaniſche Mine mit einer ihrer Bleikappen beraubten und daher 
ungefährlichen ruſſiſchen Kontaktminen neuer Konſtruktion verwechſelt, jo iſt zur Unter⸗ 
ſcheidung beider Arten folgendes von Wichtigkeit: 

Die japaniſchen Kontaktminen weiſen außen, in der Mitte der Kugeloberfläche einen 
doppelten Kranz von Nieten auf, während bei den ruſſiſchen Kontaktminen (neuer Konſtruktion) 
dieſe Nietköpfe fehlen und die Rundung ganz glatt iſt. 

Die ruſſiſchen Kontaktminen alter Konſtruktion gleichen, wenn ſie die Bleikappen ver- 
loren haben, in ihrer Geſtalt ganz den ruſſiſchen elektriſchen Beobachtungsminen. Der 
Unterſchied zwiſchen beiden beſteht darin, daß erſtere etwas kleiner, letztere etwas 
größer ſind. 


3. Verhaltungsmaßregeln beim Auffinden von Seeminen. 


Sobald eine ruſſiſche Kontaktmine neuer oder alter Konſtruktion geſichtet wird, iſt 
zuerſt feſtzuſtellen, ob ihre Bleikappen noch vorhanden ſind oder nicht. Da, falls auch nur 
eine Bleikappe intakt iſt, Exploſionsgefahr beſteht, ſo iſt die größte Aufmerkſamkeit darauf 
zu richten, daß die Bleikappen nicht beſchädigt werden. Um die aus einer plötzlichen 
Exploſion drohende Gefahr auf ein Minimum zu beſchränken, müſſen derartige Minen (d. h. 
ſolche, bei denen noch Bleikappen vorhanden find) mittels eines über 127 m langen Taues 
oder mittels eines Netzes an Land geſchleppt oder in der Nähe des Landes durch Ver— 
ung mit einem ſchweren Körper derartig verankert werden, daß ſie nicht abtreiben 
önneu. 

Bei treibenden ruſſiſchen elektriſchen Beobachtungsminen iſt, da die Zündleitungen ge— 
riſſen ſind, unmittelbare Gefahr nicht vorhanden. Beim Landen derſelben muß indeſſen 
darauf achtgegeben werden, daß die Minen nicht geſtoßen werden. 

Beim Auffinden japanifcher Kontaktminen hat man darauf zu achten, daß dieſelben 
an keinem ihrer Teile einen Stoß erhalten. Sie müſſen alsdann mittels eines über 127 m 
langen Taues oder eines Netzes aufgefiſcht und an Land gebracht, oder aber in der Nähe 
des Landes durch Verbindung mit ſchweren Körpern ſo verankert werden, daß ſie nicht ab— 
treiben können. Da dieſe Minen, falls ſie an irgend einer Stelle einen Stoß erhalten, 
explodieren, ſo iſt die allergrößte Sorgfalt erforderlich. 

Ruſſiſche Kontaktminen neuer Konſtruktion, die ſäntliche Bleikappen verloren haben, 
können zwar im allgemeinen als ſolche betrachtet werden, bei denen eine unmittelbare 
Exploſionsgefahr nicht vorliegt. Da jedoch, falls die Sprengladung im Innern einer Mine 
intakt iſt, dennoch auf die eine oder andere Weiſe eine Exploſion erfolgen kann, ſo iſt vor— 
erſt bei allen Minen — abgeſehen von den ruſſiſchen Beobachtungsminen — das Vor— 
handenſein unmittelbarer Exploſionsgefahr anzunehmen. Es empfiehlt ſich daher zur Aus— 
ſchließung jeder Gefahr beim Auffiſchen, Schleppen und Verankern der Minen, möglichſt in 
einer Entfernung von mehr als 127 m zu arbeiten und bei der Aufbewahrung der Minen 
dafür Sorge zu tragen, daß Perſonen ſich der Aufbewahrungsſtelle bis auf über 127 m nicht 
nähern. 

Im allgemeinen iſt zu beachten, daß ſich an treibenden Minen, da ſie lange Zeit 
hindurch im Waſſer gelegen haben, Meertang, Auſterſchalen u. dergl. angeſetzt haben und 
daß daher ohne techniſche Sachkenntnis nicht auf den erſten Blick entſchieden werden kann, 
zu welcher Gruppe ſie gehören. Es iſt daher geboten, bei jeder treibenden Mine, ohne 
Rückſicht auf ihr Ausſehen, das Vorhandenſein unmittelbarer Exploſionsgefahr vorerſt vor— 
auszuſetzen und mit der größten Sorgfalt zu verfahren. 


2. Sonſtige Angelegenheiten. 


Betr. Ernennung von Handelsrichtern. 


Berlin, den 15. Februar 1907. 
Mit Rückſicht auf die durch die Allgemeine Verfügung des Juſtizminiſters vom 14. Fe⸗ 
bruar 1907 angeordnete Erhöhung der Zahl der Handelsrichter bei den Kammern für 
Handelsſachen des Landgerichts III in Berlin wird das der Allgemeinen Verfügung vom 


Anlage 2 
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12. März 1904 (SM Bl. S. 81) beigefügte, durch die Allgemeinen Verfügungen vom 12. Fe⸗ 
bruar 1906 (HMBL. S. 125) und vom 20. Oktober 1906 (HMBl. S. 367) ergänzte Ver: 
zeichnis B zu Nr. 6a in der aus der Anlage erſichtlichen Weiſe abgeändert. 


Der Miniſter für Handel und Gewerbe. Der Juſtizminiſter. 
Im Auftrage. Dr. Beſeler. 


von der Hagen. 
M. f. Hdl. u. Gew. lla 616. — IM. Ia 217b. 


Anlage. 
Ver 
Sitz Zum Vorſchlage 
5 Anzahl der 
Laufende] der Kammern der 
Nr. für Handelsrichter berechtigte Organe 
Handelsſachen des Handelsſtandes Handels⸗ Stell⸗ 
richter vertreter 
1211 ei ver = — 
64 Berlin⸗Char⸗ a) Handelskammer zu Berlin (vgl. auch 
lottenburg Nr. 5 und 6) 
(Landgericht III 16 16 
in Berlin) b) Potsdamer Handelskammer (Sitz | 
Berlin) (vgl. auch Nr. 6) 


zeichnis B. 


Anzahl der von den einzelnen Organen des Handelsſtandes vorzuſchlagenden Perſonen 


bei gänzlicher bei Ernennung von 
Erneuerung des : — N 5 er 
Handelsrichter⸗ — wei drei vier 
perſonals Handelsrichtern oder Stellvertretern 
zu zum zu zu zu 


Handels» Stell⸗ Handels- Stell⸗ Handels | Stelle Haudels⸗ Stell⸗ Haudels⸗ Stell⸗ 
richtern vertretern richter vertreter richtern vertretern richtern vertretern richtern vertretern 


5 6 7 8 9 
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IV. Gewerbliche Angelegenheiten. 


1. Wandergewerbe und Märkte. 


Betr. Wandergemerbeſcheine. 
Berlin, den 18. Februar 1907. 


Im Anſchluß an den Erlaß vom 21. Dezember v. I., betreffend das neue, für 71 0 
gewerbeſcheine beſtimmte Waſſerzeichenpapier mit Unterdruck in r 
von 1907 S. 8/9) erſuchen wir Sie, alle Jahresbeſtellungen bis zum 1 Juli an die a keichs⸗ 
druckerei einzuſenden. Die Lieferungen, mit denen ſpäteſtens anfangs Oktober . 
werden wird, werden vorausſichtlich im Laufe des Oktober Zu Ende geführt werden. 15 0 
Nachbeſtellungen möglichſt zu vermeiden, erſcheint es zweckmäßig, die Beſtellungen ausreichend 
zu bemeſſen. 


Der Finanzminiſter. Der Miniſter des Junern. 5 Der Miniſter 5 
Im Auftrage. In Vertretung. für Handel und Gewerbe. 
Wallach. v. Biſchoffshauſen. Jun Auftrage. 
11 1329 F. M. — IIb 700 M. d. J — III 718 N. f. H. Neumann. 


An die Herren Regierungspräſidenten und den Herrn Polizeipräſidenten hier. 


2. Arbeiterſchutz und Wohlfahrtspflege. 
Betr. Zeutralſtelle für Volkswohlfahrt. 


Seine Majeſtät der Kaiſer und König haben Allergnädigſt geruht, durch Allerhöchſten 
Erlaß vom 21. Januar 1907 der „Zentralſtelle für Voltswohlfahrt“ in Berlin als einem 
öffentlich⸗rechtlichen Verein auf Grund der nachſtehend abgedruckten Satzung vom 5. De— 
zember 1906 die Rechtsfähigkeit zu verleihen. 


Satzung der Zentralſtelle für Volkswohlfahrt. 


N § 1. Die bisher als privatrechtlicher Verein beſtehende Zentralftelle für Arbeiter— 
Wohlfahrtseinrichtungen iſt nach dem Beſchluſſe der Delegiertenverſammlung vom 5. De— 
zember 1906 umter der Bezeichnung 

Zentralſtelle für Volkswohlfahrt 
in einen öffentlich-rechtlichen Verein mit dem Sitze in Berlin umgewandelt. 


§ 2. Zweck der Zentralſtelle für Volkswohlfahrt iſt: 
1. durch Herſtellung einer Verbindung zwiſchen den mannigfachen freien Organi— 
ſationen auf dem Gebiete der Wohlfahrtsbeſtrebungen dieſelben in ihrer Ent— 
wickelung zu unterſtützen, notwendig erſcheinende Verbeſſerungen anzuregen, einer 
nachteiligen Zerſplitterung der Kräfte entgegenzuwirken und die Begründung 
neuer Einrichtungen im Falle des Bedürfniſſes herbeizuführen, 

2. die Entwickelung der Volkswohlfahrtspflege im Inlande und Auslande zu 
1 1 0 und die darauf bezüglichen Schriften, Berichte, Statuten uſw. zu 
ſammeln, * 

3. über Wohlfahrtseinrichtungen auf Anfragen Auskunft und 
erteilen, 

4. über die Entwickelung der Volkswohlfahrtspflege im Inlaude und Auslande 

den beteiligten Regierungen ($ 7 Abf. 1 und 2) fortlaufend zu berichten, 

auf Erfordern einer Regierung Gutachten zu erſtatten, Vorſchläge auszuarbeiten 
und bei der Vorbereitung von Geſetzentwürfen und Verwaltungsanordnungen 
mitzuwirken, 

6. in Zeitſchriften, in Buchform, durch Vorträge, durch Veranſtaltung von Konfe— 
renzen, Informationskurſen uſw. für die Verbreitung der Volkswohlfahrtspflege 
Sorge zu tragen und zu ihrer Ausgeſtaltung anzuregen, 


Ratſchläge zu 
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7. zur Ausbildung zweckmäßiger Methoden ſich auf dem Gebiete der Volkswohl⸗ 
fahrtspflege praktiſch zu betätigen. 


$ 3. Die der Zentralſtelle auf dem Gebiete der Wohlfahrtspflege auf dem Lande 
ſowie der Armenpflege und Wohltätigkeit obliegenden Aufgaben können durch den Vorſtand 
dem „Deutſchen Verein für ländliche Wohlfahrts- und Heimatpflege“ ſowie der „Abteilung 
für Armenpflege und Wohltätigkeit“ übertragen werden, ſolange dieſe Vereine auf Grund 
ihrer Statuten in organiſcher Verbindung mit der Zentralitelle ſtehen. 


§ 4. Mitglieder der Zentralſtelle für Volkswohlfahrt können werden phyſiſche und 
juriſtiſche Perſonen, Körperſchaften des öffentlichen Rechts, Verbände und Vereine, die auf 
dem Gebiete der Wohlfahrtspflege tätig ſind und einen entſprechenden jährlichen Beitrag 
übernehmen. 
Über die Anträge auf Zulaſſung zur Mitgliedſchaft und die Höhe der Beiträge ent— 
ſcheidet endgültig der Vorſtand. 
Der Austritt von Mitgliedern iſt nur zum Schluſſe des vom 1. April bis zum 
31. März laufenden Geſchäftsjahrs zuläſſig; er muß mindeſtens drei Monate vorher dem 
Vorſtande ſchriftlich angemeldet werden. 
Mitglieder, die trotz wiederholter Mahnung mit ihren Beiträgen im Rückſtande bleiben, 
dürfen durch Beſchluß des Vorſtandes aus dem Verein ausgeſchloſſen werden. 
§ 5. Organe der Zentralſtelle für Volkswohlfahrt ſind: 
1. die Generalverſammlung, 
2. der Beirat, 


3. der Vorſtand, 
4. der Geſchäftsführer. 
$ 6. Die Generalverſammlung wird gebildet aus den Mitgliedern der Zentralſtelle. 
Die Generalverſammlung tritt jährlich wenigſtens einmal zuſammen. Ihre Berufung 
erfolgt ſeitens des Vorſtandes durch Veröffentlichung im Reichsanzeiger unter Angabe der 
Tagesordnung. Außerdem ſoll den einzelnen Mitgliedern in der Regel eine beſondere Ein- 
ladung überſandt werden. Die Einladung ſoll mindeſtens vierzehn Tage vor dem Tage 
der Verſammlung ergehen. Die Namen der Vertreter derjenigen Mitglieder, die nicht 
phyſiſche Perſonen find, find dem Vorſtande vor der Sitzung ſchriftlich anzuzeigen. 
Wird von mindeſtens dem zehnten Teile der Mitglieder die Berufung einer General 
verſammlung beantragt, ſo hat der Vorſtand dieſem Antrage ſtattzugeben. 
Die Generalverſanunlung iſt, wenn die Ladung durch den Reichsanzeiger ordnungs- 
mäßig erfolgt iſt, ohne Rückſicht auf die Zahl der Erſchienenen beſchlußfähig. 
Die Generalverſammlung wählt die Mitglieder des Vorſtandes (§ 7, 1). Ferner 
beſchließt ſie über: 


1. den Haushaltsplan der Zentralſtelle, 8 
2. 15 Entlaſtung des Vorſtandes und des Geſchäftsführers hinſichtlich der Jahres- 
rechnung 
3 Anderungen der Satzung. 
Der Vorſitzende des Vorſtandes leitet die Generalverſammlung. 
Die Beſchlüſſe werden mit Stimmenmehrheit gefaßt; bei Stimmengleichheit gibt die 
Stimme des Vorſitzenden den Ausſchlag. 
Jedes Mitglied hat eine Stimme. 
Je eine Stimme ſteht denjenigen Reichs- und Staatsbehörden zu, die Beiträge an 
die Zentralſtelle leiſten. 


§ 7. Der Vorſtand beſteht aus 
1. ſechzehn auf die Dauer von vier Jahren zu wählenden Mitgliedern, 
2. drei vom Reiche und fünf von Preußen zu ernennenden Mitgliedern, 
3. dem Geſchäftsführer. 
Der Vorſtand iſt befugt, ſich durch Zuwahl von Vertretern ſolcher Bundesregierungen 
zu ergänzen, die einen entſprechenden Beitrag leiſten. 
Von den gewählten Mitgliedern ſcheiden alljährlich vier aus, die durch Neuwahl zu 
erſetzen ſind. Die Reihenfolge des Ausſcheidens wird in den erſten drei Jahren durch das 
Los, ſpäter durch die Amtsdauer beſtimmt. Wiederwahl iſt zuläſſig. 
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Der Vorſtand wählt aus feiner Mitte jährlich einen Vorſitzenden und drei ſtellver⸗ 
tretende Vorſitzende. Er tritt auf ſchriftliche Einladung des Vorſitzenden jährlich mindeſtens 
zweimal zuſammen; er muß berufen werden, ſobald wenigſtens vier Mitglieder es ver⸗ 
langen. Die Einladung ſoll in der Regel den Vorſtandsmitgliedern mindeſtens acht Tage 
vorher zugehen und eine ausführliche Angabe der zu verhandelnden Gegenſtände enthalten. 
Der Vorſtand beſchließt mit Stimmenmehrheit; bei Stimmengleichheit gibt die Stimme des 
Vorſitzenden den Ausſchlag. Der Vorſtand tft nach ordnungsmäßiger Ladung bei An⸗ 
weſenheit von dreizehn Mitgliedern beſchlußfähig. Iſt trotz ordnungsmäßiger Ladung zu 
einer Vorſtandsſitzung die beſchlußfähige Anzahl von Vorſtandsmitgliedern nicht erſchienen, 
fo kann die Abſtimmung der fehlenden Mitglieder ſchriftlich bewirkt werden. 


§ 8. Der Vorſtand verwaltet alle Angelegenheiten der Zentralſtelle, ſoweit ſie nicht 
der Generalverſammlung vorbehalten find. 
Insbeſondere liegt dem Vorſtande ob: 
1. die Aufſtellung des Haushaltsplans und die Prüfung der Jahresrechnung, 
2. die Wahl des Geſchäftsführers, ſeines Stellvertreters, des Kaſſenführers und 
der übrigen dem Geſchäftsführer beigegebenen Beamten, 
3. die Regelung der Tätigkeit der Zentralſtelle und der Erlaß von Geſchäfts— 
anweiſungen, 
. die Wahl der Mitglieder des Beirats (§ 11, 1), 
die Vorbereitung der dem Beirate zu unterbreitenden Vorlagen, 
die Berufung der Generalverſammlung und des Beirats, 
die Beſchlußfaſſung über die Aufnahme und die Ausſchließung von Mit⸗ 
gliedern, 
die Vorbereitung und Einberufung der Konferenzen uſw. 


§ 9. Der Geſchäftsführer wird auf vier Jahre gewählt. Er führt nach Maßgabe 
der allgemeinen Geſchäftsanweiſungen und der beſonderen Anordnungen des Vorſtandes 
die laufenden Geſchäfte der Zentralſtelle. 

Die dem Geſchäftsführer beigegebenen Beamten können in den ihnen zur Bearbeitung 
überwieſenen Angelegenheiten nach näherer Vorſchrift des Vorſtandes mit der ſelbſtändigen 
Vertretung des Geſchäftsführers beauftragt werden. 

Der Geſchäftsführer vertritt mit Rechtswirkung Dritten gegenüber die Zentralſtelle 
nach außen. 

Die von der Zentralſtelle ausgehenden Schriftſtücke und die Zeutralſtelle betreffenden 
Urkunden werden, ſofern der Vorſtand nicht ein anderes beſtimmt, von dem Geſchäfts⸗ 
führer oder deſſen Stellvertretern (Abſ. 2) gezeichnet. 

. Der Geſchäftsführer beaufſichtigt die Kaſſenführung und erſtattet dem Vorſtande all— 
jährlich einen Bericht über die Tätigkeit der Zentralſtelle. 

Die Anſtellung und Entlaſſung des erforderlichen Bureau- und Unterbeamtenperſonals 
erfolgt nach Maßgabe der vom Vorſtande zu erlaſſenden allgemeinen Anordnungen durch 
den Geſchäftsführer. f 

Die Legitimation des Geſchäftsführers und ſeiner Stellvertreter erfolgt durch eine 
von den Miniſtern des Innern, für Handel und Gewerbe und der geiſtlichen, Unterrichts— 
und Medizinal-Angelegenheiten auszuſtellende Beſcheinigung. ö 


Su 
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$ 10. Der Kaſſeuführer verwaltet die Kaſſenangelegenheiten nach der vom Vorſtande 
aufzuſtellenden Geſchäftsanweiſung, insbeſondere liegt ihm die Ausſtellung von Quittungen 
über Zahlungen an die Zentralſtelle ob. Die Zahlungs- und Annahmeanweiſungen für die 
Kaffe find durch den Geſchäftsführer auszuſtellen. 
§ 11. Der Beirat beſteht aus 
1. dreißig vom Vorſtande zu wählenden, 
2. neun vom Reiche und 
3. neun von Preußen zu ernennenden Mitgliedern 
und ebenſoviel Stellvertretern. 
Ernennung und Wahl erfolgen auf die Dauer von vier Jahren. 
„Bei der Wahl (Ziffer 1) find in erſter Linie Vertreter der der Zentralſtelle an⸗ 
geichlofjenen größeren Wohlfahrtsorganiſationen, im übrigen andere im öffentlichen 


65 0 ſtehende, auf dem Gebiete der Wohlfahrtspflege erfahrene Männer zu berück⸗ 
ichtigen. 
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Der Beirat iſt vom Vorſtande in der Regel jährlich mindeſtens einmal unter Mit⸗ 
teilung der Tagesordnung zu berufen. Die Berufung muß erfolgen, weun mindeſtens ein 
Viertel der Mitglieder dies beim Vorſtande ſchriftlich beantragt. Die Sitzungen des 
Beirats finden gemeinſchaftlich mit dem Vorſtande unter der Leitung des Vorſitzenden des 
Vorſtandes ſtatt. 

Stimmberechtigt find allein die Mitglieder des Beirats. 

§ 12. Der Beirat verhandelt: 

1. über die ihm vom Vorſtande gemachten Vorlagen, 

2. über aus ſeiner Mitte geſtellte Anträge, ſofern die Beratung von wenigſtens 
zehn Mitgliedern gefordert wird, 

85 6090 den von dem Gefchäftsführer an den Vorſtand erſtatteten Jahresbericht 
(§ 9). 

Seine Anhörung muß erfolgen in denjenigen Angelegenheiten, in denen von den 
beteiligten Regierungen eine gutachtliche Außerung des Beirats gewünſcht wird. 

Über die Beratungen it ein Protokoll zu führen. 

$ 13. Auf Beſchluß des Beirats können aus der Zahl ſeiner Mitglieder für ein⸗ 
zelne Gebiete der Wohlfahrtspflege ſtändige Ausſchüſſe und für die Vorbereitung oder 
ſelbſtändige Erledigung einzelner Angelegenheiten beſondere Kommiſſionen gebildet werden. 

Den Vorſitz in den Ausſchüſſen und Kommiſſionen führt entweder der Vorſitzende 
des Vorſtandes beziehungsweiſe ſein Stellvertreter oder bei deren Behinderung ein von 
dem Ausſchuß oder der Kommiſſion aus ihrer Mitte gewähltes Mitglied. 

§ 14. Auf Beſchluß des Vorſtandes, des Beirats, der Ausſchüſſe und der Kom— 
miſſionen können zu ihren Sitzungen für die Verhandlung einzelner Angelegenheiten Sach— 
verſtändige mit beratender Stinnne zugezogen werden. 

8 15. Zu den Sitzungen des Vorſtandes, des Beirats, der Kommiſſionen ſowie zu 
der Genueralverſammlung find die in Betracht konnnenden Reſſorts der Reichsverwaltung 
und der beteiligten Bundesregierungen unter Mitteilung der Tagesordnung einzuladen. Die 
von ihnen entſandten Kommiſſare nehmen an den Sitzungen mit beratender Stimme teil 
und müſſen jederzeit gehört werden. 

§. 16. Beſchlüſſe der Generalverſammlung über die Auflöſung des Vereins oder über 
ſolche Anderungen der Satzung, die den Zweck des Vereins betreffen, bedürfen zu ihrer 
Gültigkeit der landesherrlichen Genehmigung, Beſchlüſſe über ſonſtige Anderungen der 
Satzung der Genehmigung der Miniſter des Innern, für Handel und Gewerbe und der 
geiſtlichen, Unterrichts- und Medizinal-Angelegenheiten. 

In dem Beſchluſſe über die Auflöſung des Vereins iſt zugleich über die Verwendung 
des Vereinsvermögens Beitinumumg zu treffen. 


3. Arbeiterverſicherung. 
Krankenverſicherung. 
Betr. Beſcheinigungen gemäß § 75a des K. V. G. 


Den nachſtehend benannten Krankenkaſſen iſt die Beſcheinigung erteilt worden, daß 
ſie, vorbehaltlich der Höhe des Krankengelds, den Anforderungen des § 75 des Kranken⸗ 
verſicherungsgeſetzes genügen: 

1. Krankenkaſſe der Hutmachergeſellen zu Berlin (E. H.), 

2. Kranken⸗ und Sterbe-Berein zu Sonnenberg (E. H.), 

3. Kranken⸗ und Sterbekaſſe zu Kloppenheim (E. H.), 

4. Allgemeine Kranken-Unterſtützungskaſſe, freie Hilfskaſſe (E. H.) in Weichſelmünde, 

5. Kranken⸗ und Sterbekaſſe der Schreinergeſellen (E. H.) in Frankfurt a. Main, 

6. Neue Krankenkaſſe der vereinigten Brüderſchaft für Oſterode und Freiheit (E. H.). 


Berlin, den 22. Februar 1907. 
Der Miniſter für Handel und Gewerbe. 


In Vertretung. 
III 950 Tr. Ang. Dr. Richter. 
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4. Genofſenſchaftsweſen. 


Betr. Recht zur Beſtellung des Reviſors. 

Auf Grund der §8 54 und 57 des Geſetzes, betreffend die Erwerbs— und Wirtſchafts⸗ 
genoſſenſchaften, iſt dem neugebildeten Verbande ſchleſiſcher ländlicher Genoſſenſchaften in 
Neiſſe unter dem 11. Februar d. J. das Recht zur Beſtellung des Reviſors für die dem 
Verband angeſchloſſenen Genoſſenſchaften verliehen worden. Das dem, Verbande ſchleſtſcher 
ländlicher Genoſſenſchaften — e. G. m. b. H. — in Neiſſe unter dem 20. Juni 1890 erteilte 
Recht zur Beſtellung des Reviſors iſt erloſchen. 


S ͤ 1. 
V. Gewerbliche Unterrichtsangelegenheiten. 


Allgemeine Angelegenheiten. 


Betr. Beſichtigung gewerblicher Lehranſtalten durch Ausländer. 
Mini ür Gewerbe. 
Der Miniſter für Handel und Gewerbe Berlik w. 66, ben e 


Nach einer mit dem Herrn Miniſter der auswärtigen Angelegenheiten getroffenen 
Vereinbarung ſind bisher ausländiſche Korporationen und Privatperſonen mit ihren Anträgen 
auf Erteilung der Erlaubnis zur Beſichtigung preußiſcher gewerblicher Lehranſtalten auf den 
diplomatiſchen Weg verwieſen worden. An dieſem Verfahren ſoll auch künftig feſtgehalten 
werden. Ich will indes die Anſtaltsdirektoren ermächtigen, ausnahmsweise auch unmittel 
bar an ſie herantretenden Geſuchen der vorgedachten Art zu entſprechen, ſofern ſie nach der 
Perſon des Antragſtellers keine Bedenken hiergegen haben. Die gleiche Ermächtigung will 
ich gegebenenfalls auch Ihnen hiermit erteilen. Zum 1. Oktober jedes Jahres ſehe ich einer 
Anzeige darüber entgegen, welche Schulen und von welchen ausländiſchen Perſonen ſie auf 
Grund der erteilten Ermächtigung beſichtigt worden ſind. Der Erſtattung von Fehlanzeigen 
bedarf es nicht. 

Sie wollen die Schulvorſtände und Anſtaltsleiter hiernach mit Anweiſung verſehen. 


Im Auftrage. 
IV 778. Dr. Neuhaus. 


An die Herren Regierungspräſidenten ſowie an den Herrn Polizeipräſidenten und den 
Magiſtrat hier. 


— SS 1 u a —— 
VL Nichtamtliches, 


Bücherſchau. 


(Eine Be iche Empfehlung der eingeſandten Bücher findet, ſofern es fi nicht um amtliche 
n 9957 an amllichen Yuftzage rg g dell Werte Handelt nicht Kart) f 
Die amtliche Ausgabe der „Jahresberichte der Königlich Preußiſchen 
Regierungs- und Gewerberäte und Berg behörden für 1906“ wird Ende März 
2907 in der Reichsdruckerei fertig geſtellt werden. Die bis ſpäteſtens zum 28. Fe⸗ 
bruar 1907 unmittelbar bei der Direktion der Reichsdruckerei, Berlin SW. 68, Oranien⸗ 
ſtraße 91, beſtellten Exemplare werden zu einem Vorzugspreis abgelaſſen werden, der 
auf 2, & für ein broſchiertes Exemplar und auf 3, „. für ein in Ganzleinen gebundenes 
Eremplar feſtgeſetzt iſt. Es wird daher empfohlen, den Bedarf bis zum 28. Februar 1907 
bei der Reichsdruckerei zu beſtellen. Die nach dem 28. Februar 1907 bei der Reichsdruckerei 
Jugehenden Beſtellungen werden von dieſer dem R. v. Decker'ſchen Verlage, Berlin SW. 19, 
Jeruſalemerſtr. 56, überwieſen werden. Für die Ausführung ſolcher Beſtellungen, wie für 
die Lieferungen im Wege des Buchhandels iſt der Ladenpreis zu zahlen, der 5,2 , für 
ein broſchiertes und 5,15 . für ein gebundenes Exemplar beträgt. 
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Berichtigung. 

In der Nr. 3 des Miniſterial⸗Blatts vom 14. Februar d. J. muß es auf Seite 35 
„Grundſätze für die Erteilung des Zeichenunterrichts in gewerblichen Fortbildungsſchulen“ 
im letzten Abſatz des mit „Fachzeichnen der nichtſchmückenden Gewerbe“ überſchriebenen 
Abſchnitts heißen: 

„ . . ſo kann er angeleitet werden, uach Vorlagen in kleinem Maßſtab oder 
nach Skizzen des Lehrers Werkzeichnungen anzufertigen.“ 


— a. 


Carl Heymanns Verlag in Berlin W. — Gedruckt bet Julius Sittenfeld in Berlin W. 


